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Öffentliche Zustellung von Verfügungen 
Die Benachrichtigungen über Zustellungen des Kreises Paderborn durch öffentliche Bekanntmachung gem. § 10 Landes-
zustellungsgesetz NRW erfolgt im Internet unter der Rubrik „Aktuelles“: 
https://www.kreis-paderborn.de/kreis_paderborn/aktuelles/amtsblatt/Oeffentliche-Zustellungen/Veroeffentlichungen-des-
Kreises-Paderborn.php  

 
Herausgeber: Der Landrat des Kreises Paderborn, Büro des Kreistages, Kommunalaufsicht, Postfach 19 40, 33049 Paderborn 

Interessenten können das Amtsblatt kostenlos bei ihrer Stadt-/Gemeindeverwaltung oder im Kreishaus abholen  
bzw. sich gegen Erstattung der Portokosten zusenden lassen. 

Das gesamte Amtsblatt kann im Internet unter www.kreis-paderborn.de/kreis_paderborn/aktuelles/amtsblatt eingesehen werden.  
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144/2023 
 
 
 

Allgemeinverfügung des Kreises Paderborn 

 zur Umsetzung der Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) nach  

§ 79 Abs. 5 Arzneimittelgesetz (AMG) vom 19. 4. 2023 (Banz AT 25.04.2023 B4) bezüglich des 

Versorgungsmangels der Bevölkerung mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder 

 

Die folgende Allgemeinverfügung ergeht auf Grundlage von § 79 Abs. 5 des Arzneimittelgesetzes 

(AMG) vom 12. Dezember 2005 (BGBI. I S. 3394) in der z. Z. geltenden Fassung i. V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 

3a der Verordnung über die Zuständigkeiten im Humanarzneimittel-, Medizinprodukte- und Apotheken-

wesen sowie auf dem Gebiet des Schutzes vor nichtionisierender Strahlung bei der Anwendung am 

Menschen vom 25. Januar 2022 (GV. NRW. S. 100) in der z. Z. geltenden Fassung sowie der Bekannt-

machung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) vom 19. April 2023 (Banz AT 25.04.2023 B4). 

 

 
Allgemeinverfügung 

 

Regelungen 

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten für öffentliche Apotheken, die ihren Sitz im Gebiet 

des Kreises Paderborn haben.  

 

I. Gestattung 

Den öffentlichen Apotheken im Gebiet des Kreises Paderborn wird in Bezug auf in der Bundesrepublik 

Deutschland nicht zugelassene antibiotikahaltige Säfte für Kinder folgende Abweichung von § 73 Abs. 

3 Nr. 1 AMG gestattet: 

• Die Bestellung der betreffenden Arzneimittel durch die Apotheken kann erfolgen, ohne dass der 

jeweiligen Apotheke zu diesem Zeitpunkt eine Bestellung einer einzelnen Person und eine Ver-

schreibung für das betreffende Arzneimittel vorliegen. 

• Eine Bevorratung der betreffenden Arzneimittel kann in angemessenem Umfang bis zu einem 

4-Wochenvorrat, zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Versorgung der Kunden der Apo-

theke, erfolgen. 

• Diese Ausnahme gilt nur für Arzneimittel, die aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 

anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum bezogen 

werden. 

 

Die weiteren Vorgaben des § 73 Abs. 3 AMG bleiben unberührt. 

 

Die nach § 18 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) in jedem Fall der Verbringung aufzuzeichnenden 

Angaben sind durch die Apotheke vorzuhalten und auf Verlangen der zuständigen Aufsichtsbehörde 

unverzüglich bereitzustellen.  

 

Hinweis: 

Die Beratungspflichten, die sich aus § 20 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) ergeben, sind zu be-

achten. 

 

 

II. Geltungsdauer 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
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Die Gestattung gilt bis einschließlich 31.12.2023.  

 

Sollte das Bundesministerium für Gesundheit bereits zuvor feststellen, dass ein Versorgungsmangel 

oder eine bedrohliche übertragbare Krankheit im Sinne des § 79 Abs. 5 AMG nicht mehr vorliegt, endet 

diese Gestattung mit dem Zeitpunkt der Feststellung und Bekanntmachung. Maßgebend ist der Tag 

nach der entsprechenden öffentlichen Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit im 

Bundesanzeiger. 

 

Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen oder mit Nebenbestimmungen 

versehen werden. 

 

 

Begründung 

Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesministeriums für Gesundheit nach § 79 Abs. 5 Satz 5 

AMG liegt durch die Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 19.04.2023 veröffentlicht am 

25.04.2023 (BAnz AT 25.04.2023 B4) vor. Konkret hat das BMG folgendes festgestellt:  

 

„Auf Grund des § 79 Absatz 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) macht das Bundesministerium 

für Gesundheit bekannt: 

Derzeit besteht nach Mitteilung des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte in 

Deutschland ein Versorgungsmangel mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder. Bei antibio-

tikahaltigen Arzneimitteln in Form von Säften handelt es sich um Arzneimittel, die zur Vorbeu-

gung oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkrankungen eingesetzt werden. Für diese Arznei-

mittel steht oftmals keine alternative gleichwertige Arzneimitteltherapie zur Verfügung. Diese 

Feststellung ermöglicht es den zuständigen Behörden der Länder, nach Maßgabe des § 79 

Absatz 5 und 6 AMG im Einzelfall ein befristetes Abweichen von den Vorgaben des AMG zu 

gestatten. Das Bundesministerium für Gesundheit wird bekannt machen, wenn der Versor-

gungsmangel nicht mehr vorliegt.“ 

 

Durch diese Allgemeinverfügung wird der legitime Zweck erreicht, die Versorgung der Bevölkerung mit 

antibiotikahaltigen Säften für Kinder sicherzustellen. Die getroffene Maßnahme ist geeignet, da den 

Apotheken eine weitere Möglichkeit zur Beschaffung und Bevorratung entsprechender Arzneimittel er-

öffnet wird. Die Maßnahme ist auch angemessen und auf das erforderliche Maß begrenzt, da sich diese 

Allgemeinverfügung darauf beschränkt, den Apotheken die Bestellung der betreffenden Arzneimittel 

ohne vorliegende Bestellung einzelner Personen sowie eine Bevorratung bis zu einem Vierwochenbe-

darf aus EU- Ländern oder Staaten der EWR zu gestatten. Die weiteren Voraussetzungen des § 73 

Abs. 3 AMG sind einzuhalten. Überdies ist die Maßnahme auf den Versorgungsmangel befristet und 

endet spätestens am 31.12.2023. 

 

Der Widerrufsvorbehalt stützt sich auf § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-West-

falen und ermöglicht es der Behörde ggf. kurzfristig zu reagieren, wenn dies insbesondere aus Gründen 

der Arzneimittelsicherheit erforderlich sein sollte. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-

tungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) erhoben wer-

den. 

 

Kreis Paderborn 

Der Landrat 

 

Im Auftrag 

 
gez. 
Dr. Kuhnert 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Kreis Paderborn 
Der Landrat 

Amt für Umwelt, Natur und Klimaschutz 
Aldegreverstr. 10-14 

33102 Paderborn 
 
AZ: 66-1.332.1.PB94 
 
 

Wasserrecht 
 

Entscheidung über die Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung  
(standortbezogene Vorprüfung nach § 5 i. V. m. § 7 Gesetz über die Umweltverträglichkeits- 

prüfung – UVPG) 
zur Herstellung der ökologischen Durchgängigkeit des Dubelohgrabens in Paderborn, Ab- 

schnitt 1 – 2  
 
Der Stadtentwässerungsbetrieb (STEB), Bentfelder Str. 12, 33106 Paderborn, beantragt zur ökologi-
schen Verbesserung des Dubelohgrabens in Paderborn – Abschnitt 1 – 2 – eine wasserrechtliche Ge-
nehmigung nach § 68 WHG.  
 
Die v. g. Maßnahme ist unter Nr. 13.18.2 der Anlage 1 zum UVPG als Vorhaben genannt, für das im 
Rahmen einer standortbezogenen Vorprüfung nach § 5 UVPG i. V. m. § 7 Abs. 2 UVPG zu prüfen ist, 
ob von dem Vorhaben nur aufgrund besonderer örtlicher Gegebenheiten nach den Kriterien der Anlage 
3 UVPG erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die zu berücksichtigen wären.  
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen wurde entschieden, dass die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach § 7 Abs. 2 UVPG nicht notwendig ist, da durch das Vorhaben nach überschlägiger 
Prüfung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  
 
Die Feststellung ist selbstständig nicht anfechtbar.  
 
Die Entscheidung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG der Öffentlichkeit bekanntgegeben.  
 
 
Im Auftrag  
 
gez. 
Kasmann 
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Bekanntmachung 
 

des Wahlleiters des Kreises Paderborn  
über die Ersatzbestimmung für ein Mitglied des Kreistages 

des Kreises Paderborn 
 

Herr Hartwig Höschen wird mit Ablauf des 31.05.2023 gemäß §§ 37, 38 des Gesetzes über die Kom-
munalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz – KWahlG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des KWahlG vom 25. März 2022 (GV. NRW s. 412) und der KWahlO 
vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592,967), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 05. 
Mai 2020 (GV. NRW. S. 312d) auf sein Mandat in der Vertretung des Kreises Paderborn verzichten. 
 
Gemäß § 45 Absatz 2 KWahlG stelle ich fest, dass nach der Reserveliste der Christlich Demokratische 
Union Deutschlands (CDU) der Bewerber 
 

Beckmann, Wilhelm  
geb. 1952 in Eininghausen 
wohnhaft 33098 Paderborn 
E-Mail: wilhelm.beckmann@t-online.de 
 

als Listennachfolger in den Kreistag des Kreises Paderborn einrückt. 
 
 
Gegen die Gültigkeit dieser Entscheidung können 
 
a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 
 
b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl 

teilgenommen haben, sowie 
 
c) die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats vom Tage dieser Bekanntmachung an, Einspruch erheben. Der Einspruch ist 
beim Wahlleiter des Kreises Paderborn, Aldegreverstraße 10-14, 33102 Paderborn schriftlich einzu-
reichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
 
Paderborn, 19.05.2023 
 
Der Wahlleiter 
des Kreises Paderborn 
 
gez. 
Christoph Rüther 
Landrat 


